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Zur internationalen Ächtung autonomer Waffensysteme

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In der modernen Kriegsführung hat der Einsatz von Künstlicher Intelligenz 
(KI) an enormer Bedeutung gewonnen. Seit langem werden etwa KI-gestützte 
unbewaffnete Drohnen in den Bereichen Überwachung und Aufklärung einge-
setzt, doch sind seit geraumer Zeit auch (teil)autonome Waffensysteme von 
zentraler Bedeutung bei Angriffen auf Infrastruktur, Equipment oder Perso-
nen. Die Rolle des Menschen in diesen Prozessen nimmt kontinuierlich ab. 
Nach Auffassung der Fragesteller stellt dies eine äußerst besorgniserregende 
Entwicklung dar, weil die Hemmschwelle für den Einsatz tödlicher Gewalt 
immer weiter herabgesetzt wird. Auch in der öffentlichen Debatte werden die 
Entwicklungen rund um die Autonomisierung von Waffensystemen breit dis-
kutiert. Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage „Ächtung 
internationaler Waffensysteme“ auf Bundestagsdrucksache 20/3631 weisen 
nach Ansicht der Fragestellenden teils erhebliche Lücken auf. So erklärte die 
Bundesregierung etwa, jene Passagen des aktuellen Koalitionsvertrags zwi-
schen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP, die autonome Waffensys-
teme betreffen, nicht zu kommentieren, weil es sich schließlich um kein offi-
zielles Dokument der Bundesregierung handele. Die vorliegende Kleine An-
frage versucht nun, diese Lücken zu schließen.

In der Frage der Ablehnung von autonomen Waffensystemen (AWS) scheinen 
die Mehrheitsverhältnisse global betrachtet eindeutig. Die meisten Staaten die-
ser Welt unterstützen ein Verbot von AWS. Es sind in erster Linie die Länder 
des Globalen Nordens, welche die Verantwortung dafür tragen, dass bislang 
kein völkerrechtlich verbindliches Dokument zur Ächtung oder zumindest Re-
gulierung autonomer Waffensysteme auf den Weg gebracht wurde. „Die Dis-
kussionen über die Verabschiedung eines solchen Instruments wurden bisher 
von einer Minderheit militarisierter Staaten blockiert, die stark in die Entwick-
lung autonomer Waffen investieren“, formulierte es die Kampagne „Killer Ro-
boter stoppen!“ (/www.killer-roboter-stoppen.de/2023/09/vote-against-the-ma
chine-germany/) vor der Verabschiedung der Resolution A/RES/78/241 durch 
die Generalversammlung der Vereinten Nationen, mit der nach wie vor keine 
Ächtung oder Regulierung autonomer Waffensysteme erfolgt ist, sondern 
unter anderem der Generalsekretär der Vereinten Nationen (VN) aufgefordert 
wird, ein Meinungsbild der Mitgliedstaaten zu autonomen Waffensystemen zu 
erstellen (/www.un.org/depts/german/gv-78/ar78241.pdf).
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Seitens der Bundesregierung wird nach Meinung der Fragesteller durch die 
Einführung von einschränkenden Formulierungen oder in der Praxis kaum an-
wendbaren Definitionen, ohne zugleich darzulegen, was diese auf der techni-
schen Ebene konkret bedeuten, der weiteren Entwicklung hin zu einer Auto-
nomisierung der Kriegsführung Tür und Tor geöffnet. So ist es bei genauerem 
Blick nicht ersichtlich, wo bei konkreten Waffensystemen die jeweilige Unter-
scheidung zwischen voll- und teilautonomen Systemen liegen soll. Wann etwa 
ein Waffensystem „keinem Rahmen menschlicher Kontrolle“ mehr unterliegt, 
ist im Grunde eine philosophische Fragestellung, keine technische, weshalb 
derartige Formulierungen der dem Vernehmen nach auch von der Bundes-
regierung angestrebten Ächtung entsprechender Systeme eher schaden, statt 
ihr zu nützen. Mit der vorliegenden Kleinen Anfrage wollen die Fragesteller 
zur Aufklärung über KI-gestützte Waffensysteme beitragen und den Diskurs 
zu deren Ächtung voranbringen.

 1. Wie definiert die Bundesregierung konkret die für die Kategorie „Vollau-
tonome Waffensysteme“ (sogenannte letale autonome Waffensysteme/
LAWS) notwendige Bedingung, diese „unterliegen keinem Rahmen 
menschlicher Kontrolle“ (Vorbemerkung der Bundesregierung auf Bun-
destagsdrucksache 20/3631)?

a) Existieren bereits Waffensysteme, die insbesondere im Punkt der 
LAWS-Definition der Bundesregierung genügen, wenn ja, welche?

b) Fällt ein letales Waffensystem, bei dessen Einsatz sich die „menschli-
che Kontrolle“ darauf beschränkt, den Einsatz des Systems initiieren 
und abbrechen zu können (sogenannte „kill switch“-Funktion), in die 
Kategorie LAWS?

c) Wie genau findet nach Ansicht der Bundesregierung der Übergang 
von einem „Waffensystem mit autonomen Funktionen“ zu einem 
LAWS statt (bitte an konkreten technischen Voraussetzungen dar-
legen)?

Die Fragen 1 bis 1c werden zusammen beantwortet.
Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung in ihrer Antwort auf Bun-
destagsdrucksache 20/3631 verwiesen.
Waffensysteme, die unter diese Definition fallen, existieren nach Kenntnis der 
Bundesregierung nicht.

 2. Sind nach Kenntnisstand der Bundesregierung in bewaffneten Konflikten 
bereits autonome Waffensysteme bei Angriffen gegen Personen oder Sa-
chen zum Einsatz gekommen, wenn ja, in welchem Konflikt, und wann?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

 3. Unterstützt die Bundesregierung die Ukraine mit Waffensystemen, die 
autonom Ziele erkennen bzw. erfassen und/oder bekämpfen können?

Es wird auf die Liste der militärischen Unterstützungsleistungen der Bundes-
republik Deutschland für die Ukraine verwiesen (www.bundesregierung.de/bre
g-de/schwerpunkte/krieg-in-der-ukraine/lieferungen-ukraine-2054514).
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 4. Wird sich die Bundesregierung für einen völkerrechtlich verbindlichen 
Abschluss zur Ächtung von autonomen Waffensystemen im Rahmen der 
Vereinten Nationen im Format des VN-Waffenübereinkommens (CCW) 
einsetzen?

 5. Unterstützt die Bundesregierung den Vorstoß von VN-Generalsekretärs 
Antonio Guterres, bis zum Jahr 2026 ein internationales Verbot von 
AWS anzustrengen (/www.un.org/sites/un2.un.org/files/our-common-age
nda-policy-brief-new-agenda-for-peace-en.pdf#page=27), wenn ja, über 
welche konkreten Initiativen?

 8. Hat sich die Bundesregierung seit 2022 auf EU-Ebene im Rahmen der 
PESCO (Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit) für ein Verbot von 
autonomen Waffensystemen eingesetzt, wenn ja, mit welchem Ergebnis?

 9. Hat sich die Bundesregierung im Rahmen der PESCO für eine Regulie-
rung teilautonomer Waffensysteme eingesetzt, wenn nein, wird sie sich 
künftig dafür einsetzen (bitte begründen)?

Die Fragen 4, 5, 8 und 9 werden zusammen beantwortet.
Die Frage, wie der Umgang mit letalen autonomen Waffensystemen reguliert 
werden sollte, ist Gegenstand eines inklusiven, multilateralen Diskussionspro-
zesses im Rahmen des VN-Waffenübereinkommens (Convention on Certain 
Conventional Weapons/CCW) in Genf. Die Bundesregierung begrüßt die Inten-
sivierung der internationalen Diskussion über letale autonome Waffensysteme 
und alle Beiträge, die zur Debatte beitragen. Aus Sicht der Bundesregierung ist 
die in diesem Prozess gewährleistete Einbeziehung aller relevanten Akteure 
und militärischen Technologieführer zentral, um ein wirksames Ergebnis zu er-
möglichen.
Die Bundesregierung setzt sich dabei für die Ächtung vollautonomer letaler 
Waffensysteme, die außerhalb menschlicher Kontrolle operieren, sowie für die 
Regulierung von Waffensystemen mit autonomen Funktionen ein und unter-
stützt die Schaffung eines rechtsverbindlichen Instruments mit Blick auf letale 
autonome Waffensysteme in Form eines durch die Gruppe von Regierungsex-
perten konsentierten CCW-Zusatzprotokolls. Um diesen Forderungen mehr Ge-
wicht zu verleihen, hat die Bundesregierung mit einer Gruppe ähnlich gesinnter 
Partner einen zweistufigen Ansatz (sogenannter „two-tier Ansatz“) zum Verbot 
bzw. zur Regulierung von letalen autonomen Waffensystemen initiiert und 
bringt sich in engem Schulterschluss mit diesen Partnern in die Diskussionen 
ein. Darüber hinaus steuert die Bundesregierung einen nationalen Beitrag für 
den durch den VN-Generalsekretär zu erstellenden Bericht zu autonomen Waf-
fensystemen bei.

 6. Sollte die CCW bis Ende 2024 zu keinem verbindlichen Ergebnis kom-
men, würde die Bundesregierung ein anderes Forum präferieren, um ein 
völkerrechtlich verbindliches Instrument bis 2026 zu erreichen, wenn ja, 
welches?

Die Bundesregierung äußert sich grundsätzlich nicht zu hypothetischen Frage-
stellungen.
Die Hohen Vertragsstaaten des VN-Waffenübereinkommens (CCW) haben der 
Regierungsexpertengruppe zu letalen autonomen Waffensystemen ein Mandat 
zur Erarbeitung von Elementen eines Instruments oder anderer möglicher Maß-
nahmen mit Blick auf autonome Waffensysteme bis zur CCW-Überprüfungs-
konferenz 2026 erteilt.
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Aus Sicht der Bundesregierung ist die Einbeziehung aller relevanten Akteure 
und militärischen Technologieführer zentral, um ein wirksames Ergebnis zu er-
möglichen. Dies gewährleistet der Prozess im Rahmen des VN-Waffenüberein-
kommens (CCW).

 7. a) Werden aus Bundesmitteln gegenwärtig Forschungsprojekte finan-
ziert, welche die Entwicklung von autonomen Waffensystemen in 
Bezug auf autonome Zielerkennung bzw. Zielerfassung und Zielbe-
kämpfung ermöglichen (bitte nach Projekt und Förderungssumme 
aufschlüsseln)?

b) Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, dass Forschungen 
diesbezüglich nicht mehr unterstützt werden?

11. Unterstützt die Bundesregierung private Firmen, die an Waffensystemen 
mit Autonomie in den kritischen Funktionen forschen, finanziell (bitte 
nach Firma sowie Höhe und Zeitraum der Unterstützung aufschlüsseln)?

Die Fragen 7a, 7b und 11 werden zusammen beantwortet.
Die Bundesregierung lehnt vollautonome Waffensysteme bzw. sogenannte Le-
tale Autonome Waffensysteme (LAWS) ab, da diese gänzlich der Verfügungs-
gewalt des Menschen entzogen sind. Für alle Waffensysteme der Bundeswehr, 
auch für künftige mit autonomen Funktionen, gilt stets das Prinzip menschli-
cher Kontrolle. Vor diesem Hintergrund werden keine Forschungsprojekte fi-
nanziert, welche eine vollautonome Wirkungskette für Zielerkennung, Zieler-
fassung und Zielbekämpfung beinhalten.

10. In welchen PESCO-Projekten spielen Waffensysteme mit Autonomie in 
den kritischen Funktionen (Zielauswahl und/oder Zielbekämpfung) eine 
Rolle, und wie werden diese reguliert?

In PESCO-Projekten mit deutscher Beteiligung befinden sich keine autonomen 
Waffensysteme in der Entwicklung.

12. Unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag von VN-Generalsekretär 
Antonio Guterres, eine Regulierungsbehörde für KI-gestützte Waffensys-
teme nach dem Vorbild der Atomenergie-Organisation (IAEO) zu grün-
den, wenn ja, welche Schritte unternimmt die Bundesregierung, dieses 
Vorhaben voranzutreiben (www.deutschlandfunk.de/generalsekretaer-gut
erres-fuer-regulierungsbehoerde-zu-ki-100.html)?

Nach Kenntnis der Bundesregierung bezieht sich der Vorschlag von VN-Gene-
ralsekretär António Guterres nicht auf Waffensysteme, sondern auf mögliche 
Risiken der Nutzung Künstlicher Intelligenz für Frieden und Sicherheit.

13. Wie hoch ist die deutsche Beteiligung am NATO-Innovationsfonds (NIF) 
in den Jahren von 2022 bis einschließlich 2024?

Im Jahr 2022 war Deutschland nicht am NATO-Innovationsfonds (NIF) betei-
ligt. In den Jahren 2023 und 2024 beläuft sich die deutsche Beteiligung auf 
12,9 Prozent des Fondskapitals.
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14. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil aus dem 
Budget des NATO-Innovationsfonds (NIF) für autonome Waffensysteme 
und KI-gestützte Technologie?

Einen designierten Anteil aus dem Budget des NIF für autonome Waffensyste-
me und KI-gestützte Technologie gibt es nicht.

15. Erhalten die am Next Generation Weapon System (NGWS) im Future 
Combat Air System (FCAS) beteiligten Nationen Spanien und Frank-
reich den gleichen Informationszugang über die Software-Plattform 
(„KI-Backbone“), wenn ja, erfolgt der Austausch auch direkt über die be-
auftragten Firmen IBM Deutschland, Helsing GmbH und/oder SSE 
(Rohde & Schwarz; vgl. /helsing.ai/de/newsroom/helsing-commissioned-
for-ai-backbone-in-fcas)?

Komplementär zu den im trinationalen Technologieprogramm NGWS/FCAS 
geförderten Technologien wurden nationale Verträge geschlossen, die zunächst 
dem Wissensaufbau der beteiligten deutschen Firmen dienen. Diese nationalen 
Technologiearbeiten ergänzen das Portfolio um die Themen, die trinational aus-
geklammert sind oder zur Integration des NGWS in ein deutsches FCAS not-
wendig sind. Damit wird die deutsche Industrie für weitere Phasen bestmöglich 
aufgestellt. Zum aktuellen Zeitpunkt werden diese national erarbeiteten Infor-
mationen nicht mit den Partnernationen geteilt. Dies gilt auch für das „KI-
Backbone“.

16. Wie hoch sind die Gesamtkosten für den Auftrag, der durch das Bundes-
amt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr 
(BAAINBw) an das HIS-Konsortium für das „KI-Backbone“ (bitte nach 
den Gesamtkosten sowie nach Jahren aufschlüsseln) erteilt wurde?

Die Gesamtkosten betragen 47 532 543 Euro (Brutto), wobei die jährliche Auf-
teilung sich wie folgt darstellt.

Jahr Kosten in Euro
2023 10.777.785
2024 24.742.742
2025 12.012.016

17. Wird die Auftragsvergabe an IBM Deutschland Auswirkungen auf den 
möglichen Export des NGWS im FCAS haben, und beeinträchtigt die 
Auftragsvergabe das erklärte Ziel, das NGWS im FCAS möglichst 
ITAR-frei (ITAR = International Traffic in Arms Regulations) zu halten?

Der Bundesregierung sind durch die Auftragsvergabe an IBM Deutschland 
keine Auswirkungen auf einen möglichen Export des Next Generation Weapon 
System (NGWS) im Future Combat Air System (FCAS) oder Beeinträchtigun-
gen auf das erklärte Ziel, das NGWS im FCAS möglichst ITAR-frei zu halten, 
bekannt. Es werden aus der Studie keine Informationen an den US-amerikani-
schen IBM Mutterkonzern übermittelt. ITAR findet somit keine Anwendung in 
der Studie.
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18. Hält die Bundesregierung an der militärischen Kooperation mit Israel bei 
der Ausbildung an der Kampfdrohne Heron TP fest angesichts des lau-
fenden Verfahrens am Internationalen Gerichtshof gegen das Land 
(www.icj-cij.org/case/192)?

Die Bundesregierung hält unverändert an der militärischen Kooperation mit 
Israel zur Ausbildung von deutschem Personal am Waffensystem German He-
ron TP fest.
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